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Anfrage zur mündlichen Beantwortung O-000058/2023
an die Kommission
Artikel 136 der Geschäftsordnung
Dragoş Pîslaru
im Namen des Ausschusses für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten

Betrifft: Die Rolle sozialer Vergabekriterien bei der Vergabe öffentlicher Aufträge hinsichtlich der 
Stärkung sozialer Rechte, guter Arbeitsbedingungen und inklusiver Arbeitsmärkte

Die Richtlinie 2014/24/EU (Richtlinie über die öffentliche Auftragsvergabe) hat das Potenzial, einen 
fairen Wettbewerb und inklusive Arbeitsmärkte zu fördern. Sie könnte auch ein wesentliches 
Instrument zur Erhöhung der tarifvertraglichen Abdeckung im Einklang mit der Richtlinie (EU) 
2022/2041 über angemessene Mindestlöhne in der Europäischen Union sein. Die jüngste Studie des 
Europäischen Parlaments mit dem Titel „The social impact of public procurement“1(Die sozialen 
Auswirkungen der Vergabe öffentlicher Aufträge) hat jedoch ergeben, dass die Behörden bei dem 
Versuch, verbindliche soziale und nachhaltige Zuschlagskriterien anzuwenden, mit rechtlichen 
Herausforderungen und Unsicherheit konfrontiert sind.

1. Welche Maßnahmen gedenkt die Kommission angesichts dessen zu ergreifen, um die in der 
Richtlinie 2014/24/EU enthaltene Sozialklausel weiter zu stärken und durchzusetzen? Teilt die 
Kommission die Auffassung, dass Tarifverträge und soziale Kriterien bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge nicht als diskriminierende Maßnahmen angesehen werden sollten? Wird die 
Kommission eine Überarbeitung der Richtlinie in Erwägung ziehen, um in dieser Hinsicht für 
Rechtssicherheit zu sorgen?

2. Stimmt die Kommission der in der Studie des Parlaments enthaltenen Empfehlung zu, dass 
Anhang X der Richtlinie 2014/24/EU überarbeitet werden sollte, um die darin enthaltene Liste der 
IAO-Übereinkommen zu aktualisieren, insbesondere im Hinblick auf das IAO-Übereinkommen 
94? Wird die Kommission Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass die Nichteinhaltung 
grundlegender IAO-Übereinkommen wie der Übereinkommen 98 und 87 zu einem 
Ausschlussgrund bei der Vergabe öffentlicher Aufträge wird?

3. Wird die Kommission die gesamtschuldnerische Haftung in Untervergabeketten fördern und/oder 
Untervergabeketten begrenzen, um die Durchsetzung der Sozialklausel bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge sicherzustellen?

4. Wie wird die Kommission bei Unionsfinanzierungen, die mit der Vergabe öffentlicher Aufträge im 
Zusammenhang stehen, soziale Konditionalitäten sicherstellen?

5. Wie kann das öffentliche Beschaffungswesen eine Rolle bei der Förderung der 
Weiterqualifizierung und Umschulung von Arbeitnehmern spielen, insbesondere im Hinblick auf 
die neuen Technologien, die sich aus dem ökologischen und dem digitalen Wandel ergeben?

6. Wie wird die Kommission die Datenerhebung über Umfang und Wert der sozial verantwortlichen 
Vergabe öffentlicher Aufträge verbessern und den Austausch von Wissen und bewährten 
Verfahren in der EU verstärken?
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1 https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/740095/IPOL_STU(2023)740095_EN.pdf


